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Corona-Virus 

Hinweise zu den Auswirkungen auf den Kanzleibetrieb 

Das Corona-Virus (SARS-CoV-2) nimmt derzeit eine „dynamische Entwicklung“ und ist im Bezirk 
der Rechtsanwaltskammer angekommen. Erste Quarantäne-Fälle haben auch Mitglieder der 
Rechtsanwaltskammer Freiburg erreicht.  

Heute hat die Stadt Freiburg alle Versammlungen über 50 Personen per Allgemeinverfügung unter-
sagt, der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald und die benachbarten Kreise haben eine gemein-
same Linie vereinbart.  

Die Rechtsanwaltskammer Freiburg beobachtet die Auswirkungen der Pandemie und der derzeit bis 
zum Ende des 20.04.2020 geltenden Allgemeinverfügung und wird eigene Veranstaltungen absa-
gen, soweit dies erforderlich wird. 

Hinsichtlich der Einschätzung der gesundheitlichen Risiken und der Schutzmaßnahmen, durch wel-
che die Verbreitung des Virus möglichst verhindert, jedenfalls aber zur bestmöglichen Schonung des 
Gesundheitswesens verlangsamt werden kann, verweisen wir auf die Expertise des Robert-Koch-
Instituts, des Bundesministeriums für Gesundheit und die Live-Weltkarte Corona-Virus. Das Bun-
deswirtschaftsministerium hat unter der Rufnummer 030 18615-1515 eine Hotline eingerichtet, unter 
der Experten von Montag bis Freitag zwischen 9 und 17 Uhr die Corona-Virus-Fragen von Unter-
nehmern beantworten. Auf einer Sonderseite beleuchtet das Ministerium zudem die Auswirkungen 
des Erregers auf die Wirtschaft. 

Weitere Informationen hält auch das Regierungspräsidium Freiburg bereit, außerdem besondere 
Informationen für die Beschäftigung schwangerer Frauen im Hinblick auf eine Ansteckung mit dem 
Corona-Virus. 

Das Robert-Koch-Institut schätzt die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
derzeit als insgesamt mäßig, in besonders betroffenen Gebieten aber auch höher ein.  

Sollten Sie Symptome aufweisen, wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Gesundheitsamt. 

 

Wir versuchen, an dieser Stelle Hinweise auf die Auswirkungen der Pandemie auf den Kanzleibe-
trieb zu geben, die naturgemäß unvollständig sind: 

1. Welche Vorbereitung ist im Hinblick auf mögliche weitere behördliche Maßnahmen 
sinnvoll? 

Wir empfehlen dringend, die Fristenkalender nach allen Fristen durchzusehen und dabei alle 
nicht verlängerbaren Fristen und solche, die bereits verlängert worden sind und nicht mehr ohne 
Zustimmung der Gegenseiten verlängert werden können, in der Bearbeitung vorzuziehen und 
für all diese Fristen eine Liste anzulegen, um einen Vertreter unverzüglich über die dringendsten 
Angelegenheiten informieren zu können, auch wenn ein persönlicher Kontakt vielleicht nicht 
mehr möglich ist.  

mailto:info@rak-freiburg.de
http://www.rak-freiburg.de/
https://www.freiburg.de/pb/site/Freiburg/get/params_E1304746319/1527384/2020-03-13_Veranstaltungen_AllgV.pdf
https://www.rki.de/DE/Home/homepage_node.html
https://www.rki.de/DE/Home/homepage_node.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus.html
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/altmaier-zu-coronavirus-stehen-im-engen-kontakt-mit-der-wirtschaft.html
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/Seiten/aktuellemeldung.aspx?rid=452
https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Documents/Corona_Info_schwangere_Frauen.pdf
https://tools.rki.de/PLZTool/
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Die Akten zu all diesen Fristen sollten nach Möglichkeit digitalisiert und damit im Homeoffice 
oder Fernzugriff durch Vertreter verfügbar gemacht werden, jedenfalls aber ebenfalls einem be-
sonders schnellen Zugriff unterliegen. Wir haben mit dem Justizministerium Kontakt aufgenom-
men und auf die sich stellenden Fragen bei Grenzschließungen hingewiesen. Solange es aller-
dings keine bundesrechtlichen Regeln gibt, gibt es von dort nur Empfehlungen, die dank der 
Unabhängigkeit der Richter. 

2. Wie gehe ich mit Mitarbeitern um, die bereits infiziert bzw. erkrankt sind oder zumin-
dest im Verdacht stehen, sich infiziert zu haben? 

Es empfiehlt sich, die Mitarbeiter anzuweisen, bei Auftreten einschlägiger Krankheitssymptome 
(laut WHO Fieber, trockener Husten, Abgeschlagenheit) dem Arbeitsplatz fern zu bleiben. Auf-
grund der möglichen Infektionsgefahr empfiehlt es sich sowohl für den Mitarbeiter als auch für 
den Rechtsanwalt, bei Auftreten einschlägiger Krankheitssymptome Kontakt mit einem Arzt auf-
zunehmen. Hierbei sollte der Arzt nicht direkt aufgesucht, sondern vorab telefonisch konsultiert 
werden. Dasselbe gilt, falls Mitarbeiter Kontakt mit einer nachweislich mit dem Corona-Virus in-
fizierten Person hatten. Die Mitarbeiter sollten zudem darum gebeten werden, bei einem positi-
ven Testergebnis umgehend die Kanzleidarüber zu informieren. 

3. Haben Rechtsanwälte Meldepflichten nach dem Infektionsschutzgesetz, wenn sich 
herausstellt, dass mit dem Corona-Virus infizierte und eventuell auch schon erkrankte 
Personen in der Kanzlei waren? 

Was gilt bei einem infizierten bzw. erkrankten Mitarbeiter? Zwar handelt es sich bei der Infektion 
bzw. dem Verdacht einer Infektion mit dem Corona-Virus um einen meldepflichtigen Umstand im 
Sinne des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), Rechtsanwälte treffen jedoch keine eigenen Melde-
pflichten nach dem IfSG. Zuständig sind vielmehr die mit der Diagnose und Behandlung von 
Krankheits-und Verdachtsfällen befassten medizinischen Einrichtungen. Sollte ein Rechtsanwalt 
dennoch Kontakt zu einer Gesundheitsbehörde aufnehmen, sind die anwaltlichen Verschwie-
genheitspflichten (sowie datenschutzrechtliche Pflichten) selbstverständlich zu beachten (s. 
hierzu auch nachfolgend Frage 3). 

4. Können die zuständigen Behörden Zugriff auf die Verschwiegenheitspflicht unterfal-
lenden Informationen in der Anwaltskanzleinehmen? 

Eine Pflicht zur Offenbarung von Beteiligtendaten kann dann bestehen, wenn im Rahmen der 
Gefahrenabwehr gemäß § 16 IfSG von der nach Landesrecht zuständigen Behörde eine Offen-
barung verlangt wird. Dies ist dann denkbar, wenn das Gesundheitsamt einen Infektionsweg 
nachverfolgen muss. Gemäß § 25 IfSG wird das Gesundheitsamt ermächtigt, im Verdachtsfall 
die erforderlichen Ermittlungen über Art, Ursache, Ansteckungsquelle und Ausbreitung der 
Krankheit einzuleiten. Nach § 25 Abs. 2 IfSG kann die Behörde im Rahmen der Ermittlungen zur 
Nachvollziehbarkeit der Ansteckungsquelle bzw. Eindämmung der Ausbreitung zur Eruierung 
der Kontaktpersonen eine erforderliche Befragung sowohl der betroffenen Person als auch Drit-
ter, insbesondere des behandelnden Arztes, durchführen. Hier ergibt sich ein Konflikt zur an-
waltlichen Verschwiegenheitsverpflichtung aus § 43a Abs. 2 BRAO, § 2 BORA. Die gesetzliche 
Offenbarungspflicht nach dem IfSG geht dabei vor. Unbeschadet der auch hier bestehenden 
Möglichkeit einer Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht nach § 2 Abs. 3 BORA kann die 
zuständige Behörde einen auf § 16 IfSG gestützten Verwaltungsakt erlassen, welcher die Ver-
schwiegenheitspflicht nach § 43a Abs. 2 BRAO, § 2 Abs. 2 BORA überlagern dürfte. Dieser ist 
auch sofort vollziehbar, § 16 Abs. 8 IfSG. Eine derartige Anordnung dürfte aber im Regelfall dann 
verhältnismäßig sein, wenn sie sich auf die Offenbarung des unmittelbar Erforderlichen be-
schränkt (etwa die bloßen Beteiligtendaten), dementsprechend ist die Auskunft des Rechtsan-
walts so kurz wie möglich zu halten. Im Rahmen der Abfrage möglicher Kontaktpersonen ist es 
bereits unerheblich, ob die Kontakte beruflicher oder privater Natur waren. Diese Informationen 
unterliegen weiterhin der Verschwiegenheitsverpflichtung. Eine Information des Mandanten über 
die gegebene Auskunft ist empfehlenswert. Theoretisch denkbar, aber sehr unwahrscheinlich ist 
der Fall, dass das Gesundheitsamt zur Gefahrenabwehr Dokumente beschlagnahmt und ver-



3 
 

nichtet, bei denen zu befürchten ist, dass sie mit dem Erreger kontaminiert sind. Soweit Gegen-
stände desinfiziert werden müssen – auch dies ist eher unwahrscheinlich –, kann das Gesund-
heitsamt auch die Benutzung der Räume, in denen sich diese befinden, untersagen. 

5. Welche sonstigen Maßnahmen können die zuständigen Behörden nach dem Infekti-
onsschutzgesetz anordnen? 

Die zuständige Behörde kann anordnen, dass Kranke und möglicherweise einschlägig infizierte 
Personen in einem geeigneten Krankenhaus oder in sonst geeigneter Weise abgesondert wer-
den (Quarantäne). Falls erforderlich, kann weiterhin ein berufliches Tätigkeitsverbot angeordnet 
werden. Zeitliche Beschränkungen sieht das IfSG insoweit nicht vor. Die Dauer der betreffenden 
Maßnahme richtet sich letztlich nach der medizinischen Erforderlichkeit und dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. 

6. Ist es Rechtsanwälten in der gegenwärtigen Lage erlaubt und ggf. sogar anzuraten, 
Mitarbeiter auch ohne entsprechende Anordnung der zuständigen Behörden nach 
Hause zu schicken? 

Arbeitnehmer haben grundsätzlich einen Beschäftigungsanspruch. Es ist also nicht möglich, sie 
grundlos „nach Hause zu schicken“. Der Beschäftigungsanspruch besteht aber dann nicht, wenn 
überwiegende schützenswerte Suspendierungsinteressen des Arbeitgebers vorliegen. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn der Arbeitnehmer eine Gesundheitsgefahr für andere darstellt. Hier-
für kann der konkrete Verdacht der Infizierung mit dem ansteckenden Corona-Virus genügen. 
Die Beurteilung, wann solch ein konkreter Verdacht vorliegt, ist grundsätzlich dem Einzelfall vor-
behalten. Nach Einschätzung des Robert-Koch-Instituts (RKI) ist von einem konkreten Verdacht 
nur in folgenden zwei Fällen auszugehen: 

 Grippeähnliche Symptome und Aufenthalt in einem internationalen Risikogebiet bzw. in ei-
nem besonders betroffenen Gebiet in Deutschland (vgl. https://www.rki.de/DE/Content/InfA-
Z/N/Neuartiges_Corona-Virus/Risikogebiete.html); 

 Grippeähnliche Symptome und Kontakt mit einer nachweislich infizierten Person. 

Ggf. kann das Interesse des Arbeitgebers an einer Freistellung eines Mitarbeiters auch bereits 
unterhalb der konkreten Verdachtsschwelle das Beschäftigungsinteresse des Arbeitnehmers 
übersteigen. Dies könnte nach Ermessen des Rechtsanwalts im Einzelfall etwa in folgenden 
Konstellationen der Fall sein: 

 Grippeähnliche Symptome, insbesondere nach Kontakt mit einer infektionsverdächtigen Per-
son; 

 Aufenthalt in einem Risikogebiet (s.o.) ohne grippeähnliche Symptome; 

 Kontakt mit einer nachweislich infizierten Person ohne grippeähnliche Symptome. 

In den übrigen Fällen dürfte in aller Regel das Freistellungsinteresse des Arbeitgebers nicht 
überwiegen. Zu berücksichtigen ist, dass nach den derzeitigen Einschätzungen des RKI auch 
bei Symptomfreiheit erst nach Ablauf von etwa 14 Tagen ab Ansteckung mit dem Virus die In-
fektiosität sicher nicht mehr besteht. Neben einer einseitigen Freistellung eines Arbeitnehmers 
durch den Arbeitgeber wäre es ferner denkbar, eine Freistellungsvereinbarung mit dem (poten-
tiell) Infizierten zu treffen, in der dann auch die Frage der Vergütung abweichend geregelt werden 
kann. 

7. Unter welchen Umständen darf bzw. muss die Rechtsanwaltskanzlei geschlossen wer-
den? 

Das oben bereits näher angesprochene behördliche Tätigkeitsverbot (bzw. auch die Anordnung 
von Quarantäne) kann faktisch zu einer Schließung der Anwaltskanzleiführen, wenn alle Mitar-
beiter hiervon betroffen sind. Aufgrund eigenverantwortlicher Entscheidung des Rechtsanwalts-
wird eine solche Schließung auch ohne behördliche Anordnung bei Vorliegen bestätigter Krank-
heits-und/oder Infektionsfälle in der Kanzlei in Betracht kommen, wenn der ordnungsgemäße 

https://www.rki.de/DE/Content/InfA-Z/N/Neuartiges_Corona-Virus/Risikogebiete.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfA-Z/N/Neuartiges_Corona-Virus/Risikogebiete.html
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und gefahrlose Betrieb mit den verbliebenen Mitarbeitern nicht mehr aufrecht zu halten ist. Der 
Rechtsanwalt wird insoweit regelmäßig seine Fürsorgepflicht als Arbeitgeber wahrnehmen. Dies 
ist auch dann möglich, wenn nicht bei jedem Mitarbeiter die Voraussetzungen für einen konkre-
ten Verdacht nach den in Frage 5 dargestellten Kriterien vorliegen. Weiterhin ist eine Information 
der Mandanten, etwa mittels eines Aushangs am Kanzleieingang, einer Ansage auf dem Anruf-
beantworter oder auch mittels eines Hinweises auf der Internetseite der Kanzlei erforderlich. 

8. Welche Maßnahmen sind im Fall einer Kanzleischließung sinnvoll? 

Einen generellen Masterplan gibt es nicht, weil sich jede Kanzleisituation unterscheidet, die Lage 
sich ständig ändert und die Situation für alle neu ist. Solange trotz Eintritt eines Krankheitsfalls 
das Betreten der Kanzleiräumlichkeiten weiter möglich ist, ist die Bestellung eines Vertreters 
sinnvoll. Grundsätzlich kann nach § 53 Abs. 2 S. 2 BRAO ein Vertreter von vornherein für alle 
Verhinderungsfälle, die während eines Kalenderjahres eintreten können, bestellt werden. Ist der 
Vertreter ebenfalls Mitglied der Rechtsanwaltskammer Freiburg, kann der Rechtsanwalt die Be-
stellung selbst vornehmen, hat diese aber nach § 53 Abs. 6 BRAO anzuzeigen. Der Vertreter 
erhält nur dann Zugang zum besonderen elektronischen Anwaltspostfach (beA) des vertretenen 
Rechtsanwalts, wenn die Vertreterbestellung der Kammer angezeigt wird. Weitere Informationen 
zur Vertretung im Hinblick auf das beA finden Sie in den beA-Newslettern 25/2018, 12/2017, und 
01/2020 (https://www.brak-de/bea-newsletter/). Da die dem Vertreter eingeräumten Zugriffs-
rechte nur sehr beschränkt sind (§ 25 Abs. 3 RAVPV), kann es empfehlenswert sein, dem Ver-
treter weitere Zugriffsrechte einzuräumen. In diesem Zusammenhang sollte nach Möglichkeit 
berücksichtigt werden, dass sicher gestellt wird, dass der gewählte Vertreter voraussichtlich nicht 
mit Ihnen gemeinsam unter Quarantäne gestellt wird. Darüber hinaus ist es unter dem Gesichts-
punkt der Quarantänevorsorge ratsam, soweit möglich und umsetzbar einen externen Zugriff auf 
die für die Kanzleiorganisation wesentlichen Mittel (Fristenkalender, E-Mail, beA, Buchhaltung) 
einzurichten. 

9. Wirkt sich die Absage von Fortbildungsveranstaltungen auf die Fortbildungspflicht 
nach § 15 FAO aus? 

Die Erfüllung der Fortbildungspflicht für das Kalenderjahr 2019 war bereits zum Ende des Ka-
lenderjahres 2019 unaufgefordert nachzuweisen. Die Rechtsanwaltskammer ist kulant, soweit 
aufgrund von Absagen oder infolge eigener Verhinderung Veranstaltungen nicht wahrgenom-
men werden konnten, soweit die Fortbildungspflicht bis zum Ablauf des ersten Quartals des 
Folgejahres (aktuell Quartal 1/2020) nachgeholt und nachgewiesen wird. Wer also aufgrund sol-
cher Umstände im Quartal 1/2020 Fortbildungsstunden nachholen wollte und nun aufgrund Ab-
sage infolge der Pandemie diese Pflicht nicht erfüllen kann, kann selbstverständlich mit Ver-
ständnis rechnen, sollte dies aber zeitnah mitteilen. Planmäßig würden fehlende Fachanwalts-
stunden Anfang April angemahnt, die Mahnung ist gebührenpflichtig. 

Wer Fortbildungsveranstaltungen im Jahr 2020 gebucht hatte, die nun abgesagt worden sind, 
hat aus derzeitiger Perspektive komfortabel Zeit, diese nachzuholen. Außerdem ist damit zu 
rechnen, dass mehr und mehr Fortbildungen online angeboten werden, Ansteckungsrisiken also 
nicht bestehen. Über weiteres Entgegenkommen mit Blick auf die Fortbildungspflicht 2020 wird 
entschieden werden, wenn die derzeit geltenden Einschränkungen länger andauern als aktuelle 
zu hoffen steht. 

10. Welche Pflichten treffen den Rechtsanwalt als Arbeitgeber nach dem Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG)? 

Aus der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers für seine Arbeitnehmer kann auch die Pflicht zur Schaf-
fung geeigneter Abwehrmaßnahmen folgen. Auch hier hängen „ob“ und „wie“ dieser Maßnah-
men von der individuellen Risikoabschätzung des Rechtsanwalts ab. Die Fürsorgepflicht kann 
etwa in Regionen mit einer hohen Anzahl nachweislich Infizierter höher sein. Auch die entspre-
chenden Einzelmaßnahmen liegen im Ermessen des Rechtsanwalts. Richtschnur könnten die 
Empfehlungen des RKI sein. Dieses empfiehlt insbesondere Husten- und Nieß-Etikette, gute 
Handhygiene und Abstandhalten zu anderen Personen. Hierbei könnte der Rechtsanwalt die in 

https://www.brak-de/bea-newsletter/
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der Kanzleierscheinenden Personen durch entsprechende Aushänge informieren (s. hierzu etwa 
https://www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Downloads/200303_BZgA_Atem-
wegsinfektion-Hygiene_schuetzt_A3_02_Ansicht.pdf). Das Tragen eines Mundschutzes ist hin-
gegen nach Einschätzung des RKI nicht sinnvoll. Rechtsanwälte können – auch dies ist ein un-
verbindlicher Hinweis – zudem daran denken, berührungsintensive Oberflächen (z. B. Türklin-
ken, Klingeln, Tischoberflächen, Armlehnen etc.) regelmäßig zu desinfizieren. 

11. Wann darf ein Mitarbeiter berechtigterweise seinem Arbeitsplatz fernbleiben? 

Ein nachweislich erkrankter Mitarbeiter darf seinem Arbeitsplatz berechtigterweise fernbleiben. 
Der nicht erkrankte Arbeitnehmer ist hingegen nicht von vornherein deshalb von seiner Arbeits-
pflicht entbunden, weil er befürchtet, sich auf dem Weg zur Arbeit oder am Arbeitsplatz selbst 
anzustecken. In Ausnahmefällen, etwa bei konkretem Infektionsverdacht, kann jedoch Unzumut-
barkeit (nach § 275 Abs. 3 BGB) vorliegen. Auch dies ist wieder der Abwägung des Rechtsan-
walts im Einzelfall überlassen. Weiterhin bleibt es selbstverständlich unbenommen, dass Mitar-
beitern durch Gewährung von (Erholungs-)Urlaub eine vorübergehende Abwesenheit vom Ar-
beitsplatz ermöglicht wird. 

12. Haben Mitarbeiter einen Anspruch auf „Home Office“? 

Mitarbeiter/innen haben keinen Anspruch, „Home Office“ zu machen, es sei denn, dies ist im 
Arbeitsvertrag so vereinbart worden. Einvernehmliche Lösungen in diese Richtung sind natürlich 
stets möglich. Tritt in der Kanzlei ein Infektions- oder Verdachtsfall auf, könnte der Rechtsanwalt 
je nach Lage des Einzelfalls auf die sich im „Home Office“ befindlichen Mitarbeiter zurückgreifen 
und damit den Weiterbetrieb der Rechtsanwaltskanzlei sicherstellen. 

13. Kann der Rechtsanwalt gegenüber den noch gesunden Mitarbeitern Überstunden an-
ordnen, um den Ausfall von Mitarbeitern zu kompensieren? 

Der Arbeitgeber kann in besonderen Notfällen Überstunden einseitig anordnen. Ob ein Notfall 
vorliegt, kann hierbei etwa an den Maßstäben des § 14 ArbZG beurteilt werden. So dürfte ein 
solcher Notfall insbesondere vorliegen bei außergewöhnlichen Fällen, die unabhängig vom Wil-
len der Betroffenen eintreten, und bei unaufschiebbaren Fällen, deren Nichterledigung einen un-
verhältnismäßigen Schaden zur Folge haben würden. Als Ausfluss der Treuepflicht ist der Ar-
beitnehmer in diesen Situationen gehalten, auch über die arbeitsvertraglich vereinbarte Stun-
denanzahl hinaus zu arbeiten. Auch hierbedarf es stets einer Einzelfallprüfung. 

14. Wer trägt das Wegerisiko? 

Können Arbeitnehmer aufgrund von Ausfällen im ÖPNV oder dergleichen die Arbeitsstätte nicht 
erreichen und dementsprechend ihre Arbeitsleistung nicht erbringen, greift der Grundsatz „kein 
Lohn ohne Arbeit“. Der Arbeitnehmer hat danach regelmäßig das sogenannte „Wegerisiko“ zu 
tragen. Realisiert sich das Risiko und ist der Arbeitnehmer aus diesem Grund an der Erbringung 
seiner Arbeitsleistung verhindert, entfällt dementsprechend sein Vergütungsanspruch. 

15. Welche Folgen hat es für den Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers, wenn er in-
folge einer Infektion mit dem Corona-Virus arbeitsunfähig erkrankt ist? 

Ist ein Arbeitnehmer hingegen infolge einer Infektion mit dem Corona-Virus arbeitsunfähig er-
krankt, so gilt die gesetzliche Entgeltfortzahlungspflicht im Krankheitsfalle nach dem Entgeltfort-
zahlungsgesetz (EFZG). Der Arbeitnehmer behält danach für einen Zeitraum von maximal sechs 
Wochen seinen Vergütungsanspruch, selbst wenn er an der Erbringung seiner Arbeitsleistung 
gehindert ist. Ggf. kommt für den Rechtsanwalt – abhängig von der Anzahl der Mitarbeiter – eine 
Erstattung nach §§ 1, 2 Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) in Betracht. Dabei handelt es sich 
um eine Entlastungsleistung zugunsten kleinerer Arbeitgeber aufgrund eines gesetzlichen soli-
darischen Umlageverfahrens (sog. „U1-Umlage“). 

https://www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Downloads/200303_BZgA_Atemwegsinfektion-Hygiene_schuetzt_A3_02_Ansicht.pdf
https://www.infektionsschutz.de/fileadmin/infektionsschutz.de/Downloads/200303_BZgA_Atemwegsinfektion-Hygiene_schuetzt_A3_02_Ansicht.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/entgfg/
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16. Welche Folgen hat eine (noch) symptomfreie Infektion mit dem Corona-Virus bzw. ein 
entsprechender Infektionsverdacht beim Mitarbeiter für den Vergütungsanspruch des 
Arbeitnehmers? 

Über die mit Symptomen verbundene Erkrankung am Corona-Virus hinaus gibt es weitere Situ-
ationen, in denen der Arbeitnehmer berechtigterweise von seinem Arbeitsplatz fernbleiben kann. 
Dies ist etwa in folgenden Fällen denkbar: 

 Nachweisliche Infektion des Mitarbeiters mit dem Corona-Virus; 

 Grippeähnliche Symptome des Mitarbeiters und Aufenthalt in einem internationalen Risiko-
gebiet bzw. in einem besonders betroffenen Gebiet in Deutschland; 

 Grippeähnliche Symptome des Mitarbeiters und Kontakt mit einer nachweislich infizierten 
Person. 

In diesen Fällen kann der Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers im jeweiligen Einzelfall nach 
§ 616 BGB erhalten bleiben. Danach geht der Arbeitnehmer seines Vergütungsanspruches nicht 
verlustig, wenn er für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner Person 
liegenden Grund ohne sein Verschulden an der Erbringung der Arbeitsleistung verhindert ist. 
Liegt ein solcher Fall vor, bleibt es überdies eine Frage des jeweiligen Einzelfalles, für welchen 
Zeitraum § 616 BGB den Vergütungsanspruch gegebenenfalls aufrechterhält, dies richtet sich 
nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts vor allem nach dem Verhältnis von Dauer 
des Arbeitsverhältnisses zur Dauer der Verhinderungszeit. Sollte aufgrund einer bestehenden 
oder vermuteten Infektion hingegen eine behördliche Maßnahme gegen einen Mitarbeiter ver-
hängt werden, gelten hinsichtlich der Frage des Fortbestehens des Vergütungsanspruchs des 
Mitarbeiters allein die Ausführungen zu Frage 18. 

17. Welche Folgen hat ein unberechtigtes Nichterscheinen am Arbeitsplatz für den Arbeit-
nehmer? 

Erscheint ein Arbeitnehmer ohne Vorliegen einer Erkrankung und ohne sonstigen hinreichenden 
Grund im vorbeschriebenen Sinne nicht zur Arbeit, entfällt in der Regel sein Vergütungsanspruch 
gemäß § 326 Abs. 1 BGB. Dem Arbeitgeber bleiben weitere arbeitsrechtliche Maßnahmen (ins-
besondere Abmahnung oder ggf. auch eine Kündigung) selbstverständlich vorbehalten. 

18. Welche Folgen hat es für den Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers, wenn der 
Rechtsanwalt in Eigeninitiative die Kanzlei schließt? 

Entschließt sich der Arbeitgeber, seinen Betrieb unter Berücksichtigung der vorstehenden Vo-
raussetzungen vollständig zu schließen (s. hierzu auch Frage 6), wird regelmäßig ein Fall des 
§ 326 Abs. 2 BGB vorliegen, sodass der Arbeitslohn weitergezahlt werden muss. Dies ergibt sich 
im Übrigen bereits aus dem Grundsatz des Betriebsrisikos, § 615 S. 3 BGB. 

19. Welche Folgen hat es für den Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers, wenn er vom 
Arbeitsplatz fernbleibt, weil er sein Kind aufgrund einer virusbedingten Tagesstätten-
/Schulschließung betreut? 

Bleibt ein Mitarbeiter zu Hause, weil die Tagesstätte bzw. die Schule eines Kindes virusbedingt 
geschlossen hat, kann dies nur dann gem. § 616 BGB zu einer Aufrechterhaltung des Lohnan-
spruchs führen, wenn die „Betreuung“ durch die Tagesstätte bzw. Schule unvorhersehbar ent-
fällt. Bei einer Schließung der entsprechenden Einrichtung dürfte diese Unvorhersehbarkeit in 
aller Regel vorliegen. Allerdings erstreckt sich § 616 BGB auch in diesem Fall allenfalls auf vo-
rübergehende Ausfälle. Der Mitarbeiter hat hierbei auch die Pflicht, sein Kind nach Möglichkeit 
in die Obhut Dritter zu geben. Verglichen mit dem Pflegebedarf tatsächlich erkrankter Kinder 
dürfte der Betreuungsbedarf eines nicht erkrankten Kindes, welches nur wegen der Schließung 
einer Betreuungseinrichtung zu Hause ist, deutlich geringer sein. In der Regel ist es daher dem 
Mitarbeiter auch zumutbar, das Kind – soweit möglich – in die Obhut Dritter zu geben. Kommt 
der Mitarbeiter dieser Obliegenheit nicht nach, dürfte ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits-
lohns nach § 616 BGB nicht mehr bestehen. 
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20. Welche Folgen ergeben sich für den Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers im Falle 
behördlicher Maßnahmen nach dem IfSG? 

Ordnet die nach dem Infektionsschutzgesetz zuständige Behörde Quarantänemaßnahmen oder 
gar ein Tätigkeitsverbot gegen Mitarbeiter des Rechtsanwalts an, können ggf. dennoch arbeits-
rechtliche „Erhaltungstatbestände“ vorliegen (insbesondere § 3 EFZG und § 616 BGB), wie oben 
bereits näher ausgeführt. Daneben sind ergänzend die Entschädigungsvorschriften des Infekti-
onsschutzgesetzes zu berücksichtigen. Liegen arbeitsrechtliche „Erhaltungstatbestände“ sowie 
behördliche Anordnungen nach §§ 30 f. IfSG kumulativ vor, geht der Bundesgerichtshof in seiner 
Rechtsprechung von einem Vorrang der arbeitsrechtlichen „Erhaltungstatbestände“ aus (BGH, 
NJW 1979, 422). Abgesehen davon sehen die §§ 56 ff. IfSG unter gewissen Voraussetzungen 
Entschädigungsleistungen für betroffene Arbeitnehmer vor, die inhaltlich den Vorschriften des 
EFZG nachgebildet sind. Selbst wenn eine derartige Entschädigung zu zahlen ist, ändert sich 
jedoch zunächst weder für Arbeitgeber noch für Arbeitnehmer etwas. Denn nach § 56 Abs. 5 
IfSG hat ein Arbeitgeber für die Dauer des Arbeitsverhältnisses, längstens für 6 Wochen, die 
Entschädigung für die zuständige Behörde an die Arbeitnehmer auszuzahlen. Die Höhe dieser 
Entschädigungszahlung ist abhängig von den Konditionen des Arbeitsverhältnisses; hierbei gel-
ten gewisse Höchstbeträge. § 56 Abs. 11 IfSG sieht für die Geltendmachung eine recht kurze 
Frist von 3 Monaten vor. 

21. Hat der Rechtsanwalt als Arbeitgeber Erstattungsansprüche (aus Aufopferung) wegen 
Anordnung behördlicher Maßnahmen nach dem IfSG? 

Der Arbeitgeber kann sich gem. § 56 Abs. 4 Satz 2 IfSG auf Antrag von der zuständigen Behörde 
die in dieser Zeit weiterlaufenden nicht gedeckten Betriebsausgaben erstatten lassen, hierunter 
dürften auch an die Mitarbeiter fortzuzahlende Gehälter fallen. Dieser Erstattungsanspruch ist 
jedoch auch von Billigkeitsgesichtspunkten abhängig. 

22. Hat der Rechtsanwalt Anspruch auf Ersatz von Verdienstausfall wegen Anordnung be-
hördlicher Maßnahmen nach dem IfSG? 

Auch Selbständige können einen Entschädigungsanspruch gemäß § 56Abs. 1 IfSG geltend ma-
chen; es gelten jedoch Höchstbeträge. 

23. Hat der Rechtsanwalt Anspruch auf Ersatz von Verdienstausfall bzw. Ersatz von Be-
triebsausgaben aufgrund einer Versicherung? 

Grundsätzlich kann ein pandemiebedingter Betriebsausfall von einer ggf. vom Rechtsanwalt ab-
geschlossenen Versicherung abgedeckt sein. Dies hängt aber vom jeweiligen Versicherungs-
vertrag ab, sodass dies hier nicht pauschal beantwortet werden kann. Es ist nicht ausgeschlos-
sen, dass etwa eine Betriebsausfallversicherung diese Schäden abdeckt. Viele Betriebsausfall-
versicherungen enthalten jedoch Bereichsausnahmen für Epidemien. Etwas anderes kann je-
doch gelten, wenn an die individuelle Erkrankung des Rechtsanwaltsangeknüpft werden kann. 
Außerdem existieren explizite Pandemieversicherungen, welche genau dieses Risiko absichern. 
Aufgrund der recht hohen Prämie dieser Versicherungsart ist es aber unwahrscheinlich, dass 
diese Spezialversicherungen flächendeckend abgeschlossen wurden. Darüber hinaus wird emp-
fohlen, sich auf einschlägigen Internetseiten (z.B. www.rki.de, www.infektionsschutz.de, 
www.bmas.de) tagesaktuell über die neueren Entwicklungen zu informieren. 

24. Kann das Tragen eines Mundschutzes im gerichtlichen Verfahren angeordnet werden? 

Wie kürzlich der medialen Berichterstattung zu entnehmen war, ordnete ein Richter am Hagener 
Amtsgericht an, dass in seinem Sitzungssaal von nun an Atemschutzmasken zu tragen seien. 
Eine derartige Anordnung unterfällt grundsätzlich der Sitzungshoheit des Vorsitzenden gemäß 
§ 176 Abs. 1 GVG. Die Vorschrift ermächtigt als Generalklausel den Vorsitzenden, die erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um die äußere Ordnung zu wahren und dem Gericht und den 
Verfahrensbeteiligten die störungsfreie Ausübung ihrer jeweiligen Funktionen zu ermöglichen. 
Angesichts der aktuellen Situation insbesondere in Hinblick auf die eingeschränkte Verfügbarkeit 

http://www.rki.de/
http://www.infektionsschutz.de/
http://www.bmas.de/
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von Atemschutzmasken erscheint dies jedoch unverhältnismäßig und wenig praktikabel. Mit Ein-
verständnis der Parteien dürfte eine Entscheidung im schriftlichen Verfahren oder, soweit dies 
nicht in Betracht kommt, eine Verlegung des Verhandlungstermins wesentlich zweckmäßiger 
sein. 


